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Bewerbungs- und Angebotsbedingungen 
zum Vergabeverfahren 


 
Diese Unterlage ergänzt und konkretisiert die in der Vergabebekanntmachung genannten 
Festlegungen und Vorgaben.  
Sie fasst noch einmal die Angaben und Nachweise, die ein Bieter/eine Bieterin seinem/ih-
rem Angebot beizufügen hat, zusammen. 


1. Art und Umfang der Leistung 
Die EAF Berlin beabsichtigt, im Wege einer öffentlichen Ausschreibung gemäß § 8 Abs. 1 
und 2 i.V.m. § 9 UVgO einen „Rahmenvertrag Full-Service-Kreativagentur für das Bündnis 
‚Gemeinsam gegen Sexismus‘“ zu vergeben. 
Nähere Angaben entnehmen Sie bitte den beigefügten Vergabeunterlagen.  


2. Bezeichnung der Stelle, bei der Fragen zur Ausschreibung gestellt 
werden können 
Fragen sind bis zum 1.11.2023 12:00 Uhr ausschließlich über die Vergabeplattform des Bun-
des (https://www.service.bund.de/) einzureichen. Die Fragen und Antworten werden allen 
Bietern / Bieterinnen in anonymisierter Form auf der Vergabeplattform des Bundes zur Ver-
fügung gestellt.  
Enthält die Ausschreibung nach Auffassung des Bieters/der Bieterin Unklarheiten, so hat 
er/sie die EAF Berlin, unverzüglich schriftlich darauf hinzuweisen.  


3. Die Gesamtleistung bildet ein Los 
4. Kosten 
Für die Erstellung des Angebots werden keine Kosten erstattet. 


5. Sprache 
Das Angebot ist in deutscher Sprache einzureichen. Die Auftragsdurchführung ist in deut-
scher Sprache durchzuführen. 


6. Bietergemeinschaften (falls zutreffend): 
Bietergemeinschaften haben in dem Angebotsvordruck (Anlage „Angebotsvordruck“) sämt-
liche Mitglieder der Bietergemeinschaft sowie einen bevollmächtigten Vertreter/eine bevoll-
mächtigte Vertreterin zu benennen. Im Falle der Beauftragung haftet die Bietergemein-
schaft gesamtschuldnerisch. Der Auftraggeber erwartet auch im Fall einer 
Bietergemeinschaft die geschlossene Erbringung der Leistung aus einer Hand.  
Die unter dem Punkt 9. a. bis e. geforderten Nachweise sind für jedes Mitglied der Bieterge-
meinschaft zu erbringen. 
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7. Unterauftragnehmer (falls zutreffend): 
Unterauftragnehmer/Unterauftragnehmerinnen erbringen räumlich und sachlich Teile der 
ausgeschriebenen Leistung für den Hauptauftragnehmer/die Hauptauftragnehmerin ohne 
selbst rechtlich oder wirtschaftlich unselbständiger Teil des Hauptauftragnehmers/der 
Hauptauftragnehmerin zu sein. Der Hauptauftragnehmer/Die Hauptauftragnehmerin wird 
Vertragspartner/Vertragspartnerin und bleibt für die Vertragserfüllung gegenüber dem Auf-
traggeber vollständig verantwortlich. 
Der Bieter/Die Bieterin hat mit seinem/ihrem Angebot Art und Umfang der Leistungen an-
zugeben, die er/sie an Unterauftragnehmer/Unterauftragnehmerinnen übertragen will. Spä-
testens vor Zuschlagserteilung ist der Unterauftragnehmer/die Unterauftragnehmerin na-
mentlich zu benennen und eine Erklärung vorzulegen, dass die entsprechenden Kapazitäten 
im Auftragsfalle verbindlich zur Verfügung stehen (Anlage „Erklärung Unterauftragneh-
mende“). Die Erklärung ist von dem Unterauftragnehmer / der Unterauftragnehmerin zu un-
terschreiben und gescannt als PDF-Datei einzureichen. Die Erklärung kann bereits mit dem 
Angebot eingereicht werden. Sollte die Erklärung nicht bereits mit dem Angebot eingereicht 
worden sein, so wird sie spätestens vor Zuschlagserteilung nachgefordert. 


8. Eignungsleihe (falls zutreffend) 
Der Bieter/Die Bieterin kann im Hinblick auf die für den zu vergebenden Auftrag erforderli-
che wirtschaftliche und finanzielle sowie die technische und berufliche Leistungsfähigkeit 
die Kapazitäten anderer Unternehmen in Anspruch zu nehmen (Eignungsleihgeber/Eig-
nungsleihgeberin). 
Er/Sie muss in diesem Fall nachweisen, dass ihm/ihr die für den Auftrag erforderlichen Mit-
tel tatsächlich zur Verfügung stehen werden (Anlage „Erklärung Unterauftragnehmende“). 
Die Erklärung ist von dem betreffenden Unternehmen zu unterschreiben und gescannt als 
PDF-Datei dem Angebot beizufügen. 
Sofern sich ein Bieter/eine Bieterin zum Nachweis seiner/ihrer Eignung auf die Kapazitäten 
eines anderen Unternehmens beruft, hat er/sie die unter den Punkten 9 a. bis d. geforderten 
Nachweise auch für das betreffende Unternehmen vorzulegen. 
Darüber hinaus sind für das betreffende Unternehmen diejenigen Nachweise der wirtschaft-
lichen und finanziellen bzw. technischen und beruflichen Leistungsfähigkeit vorzulegen, für 
die auf die entsprechenden Kapazitäten zurückgegriffen werden soll. 


9. Teilnahmebedingungen 
Der/Die Bieter/in hat besondere Sorgfalt bei der Erstellung der Unterlagen walten zu las-
sen. 
Die vorgegebene Reihenfolge soll eingehalten werden. 
Zum Nachweis der Eignung sind folgende Unterlagen dem Angebot beizufügen: 
Fehlende Unterlagen können zum Ausschluss führen. 


a. Kurze Darstellung des sich bewerbenden Unternehmens/ der sich bewerbenden In-
stitution (Organisation, Eigentümer, Beschäftigte) 
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b. Nennung der verantwortlichen Person(en) (bezogen auf das Unternehmen/die Insti-
tution) 


c. Eigenerklärungen nach § 31 UVgO i. V. m. §§ 123, 124 GWB analog. Der Bieter/ Die 
Bieterin hat nachzuweisen, dass auf ihn/sie keine zwingenden oder fakultativen Aus-
schlussgründe zutreffen.  Hierzu sind mit dem Angebot ausgefüllte und unterschrie-
bene Eigenerklärungen vorzulegen, die u.a. beinhalten, dass der Bieter/ die Bieterin 
sich nicht in einem Insolvenzverfahren oder vergleichbaren gesetzlichen Verfahren 
befindet und seinen/ihren Verpflichtungen zur Zahlung von Steuern und Abgaben so-
wie Beiträgen zur gesetzlichen Sozialversicherung ordnungsgemäß erfüllt hat. Die 
mit den Vergabeunterlagen zur Verfügung gestellte Anlage „Eigenerklärung_31“ ist 
hierfür zu nutzen. 


d. Aktuelle Gewerbezentralregisterauskunft bzw. Eigenerklärung, dass nachweislich 
die Voraussetzungen für einen Ausschluss nach § 19 Abs. 1 MiLoG nicht vorliegen. 


e. Nachweis über Betriebs-/Berufshaftpflichtversicherungsdeckung bzw. Eigenerklä-
rung, dass im Zuschlagsfall eine entsprechende Versicherung abgeschlossen wird. 


f. Erklärung zur Bietergemeinschaft (falls zutreffend) 
g. Erklärung zu Unterauftragnehmerinnen/Unterauftragnehmern (falls zutreffend) 
h. Bestätigung, dass das Angebot, die eventuelle Präsentation und die Auftragsleistung 


in deutscher Sprache erfolgen 
i. Angabe von Qualifikationen und Erfahrungen des sich bewerbenden Unternehmens 


/der sich bewerbenden Institution 
j. Angabe der Namen und der beruflichen Qualifikation der Personen, die im Falle ei-


ner Beauftragung zuständig sein werden 
k. Referenzen 


 
Der Auftraggeber legt Wert auf eine qualitative hohe Erfüllung der Aufgabe. Die Be-
wertung der Eignung der Bieter/Bieterinnen erfolgt anhand der in der Anlage „Be-
wertungsraster Eignung“ genannten Kriterien. Für die Einreichung der geforderten 
Unterlagen verwenden Sie bitte die Anlage „Vordruck Eignungsnachweise“. 


10. Angebotsunterlagen 
Dem Angebot sind folgende Unterlagen beizufügen: 


a. Angebotsvordruck (Anlage „Angebotsvordruck“) 
b. Konzept gemäß Leistungsbeschreibung  
c. detaillierter Kosten- und Finanzierungsplan 


Es wird darauf hingewiesen, dass jegliche Änderung der Vergabeunterlagen unzulässig ist 
und zum Ausschluss führt. 


11. Angebotsabgabe 
Dieses Vergabeverfahren wird ausschließlich über die Vergabeplattform des Bundes durch-
geführt. Angebote können nur auf der Vergabeplattform des Bundes (www.service.bund.de) 
abgegeben werden. Das Angebot muss in Textform (§ 126 b BGB) abgefasst sein, d. h. es 
muss sich um eine abgeschlossene, lesbare Erklärung handeln, in der die Person des Er-
klärenden genannt wird. 
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Es wird gebeten, die Unterlagen für das Angebot möglichst zusammenhängend (vorzugs-
weise in einer Gesamtdatei im pdf-Format) einzureichen. Auf eine digitale Signatur der Un-
terlagen ist zu verzichten. 


12. Angebotsfrist 
Die Angebote müssen  
bis zum 09.11.2023, 10:00 Uhr  
eingegangen sein. 


• Es wird gebeten, die Angebote möglichst zusammenhängend (vorzugsweise in einer 
Gesamtdatei im pdf-Format) einzureichen. 


• Angebote, die nach der Frist eingehen, werden ausgeschlossen. 
• Angebote, die auf dem Postweg, per E-Mail oder Fax eingehen, müssen ausge-


schlossen werden.  
• Diese Frist gilt auch für nachträgliche Berichtigungen und Änderungen des Angebo-


tes. 


13. Berichtigungen/Änderungen oder Rücknahme des Angebots 
Berichtigungen und Änderungen des Angebots sind bis zum Ablauf der Angebotsfrist zuläs-
sig und unterliegen denselben Formerfordernissen wie das Angebot selbst. Bei Abgabe ei-
nes überarbeiteten Angebotes ist klarzustellen, in welchem Umfang das vorherige Angebot 
gültig bleibt. 
Die Rücknahme eines Angebotes ist bis zum Ablauf der Angebotsfrist zulässig. Sie hat in der 
gleichen Form wie die Angebotsabgabe zu erfolgen. 


14. Vertrags- und Zahlungsbedingungen 
Grundlage ist der Vertrag, der Bestandteil der Vergabeunterlagen ist. 
Die allgemeinen Vertragsbedingungen für die Ausführungen von Leistungen (VOL/B) werden 
im Falle der Zuschlagserteilung Bestandteil des Vertrages.  
Die Geltendmachung Allgemeiner Geschäftsbedingungen des Bieters/der Bieterin führt zum 
Ausschluss. 


15. Zuschlagskriterien 
Der Zuschlag wird gemäß § 43 Abs. 1 UVgO auf das unter Berücksichtigung aller Umstände 
wirtschaftlichste Angebot erteilt.  
Der niedrigste Angebotspreis ist nicht entscheidend. 
Für die Angebotswertung im Hinblick auf die Erteilung des Zuschlags erfolgt die Wertung 
anhand der in der Anlage „Bewertungsraster Wirtschaftlichkeit“ aufgeführten Zuschlagskri-
terien und ihrer jeweiligen Gewichtung. 


16. Sonstiges 
Mit Abgabe des Angebotes unterliegen nicht berücksichtigte Bieter/Bieterinnen den Bestim-
mungen des § 46 UVgO. 



mailto:info@eaf-berlin.de





 


 


© EAF Berlin | Schumannstr. 5 | 10117 Berlin | Fon: +49 (0)30-30 87 760-0 | Fax: +49 (0)30-30 87 760-59 | info@eaf-berlin.de | www.eaf-berlin.de 


  Seite 5/5 


17. Zuschlags- und Bindefrist 
Zuschlags- und Bindefrist endet am 31.12.2023 


 
Berlin, 19.10.2023 
 
Anlagen: 
Anlage 1 – Angebotsvordruck 
Anlage 2 –  Leistungsbeschreibung 
Anlage 3 –  Eigenerklärung zu § 31 UVgO i.V.m. §§ 123, 124 GWB analog 
Anlage 4 –  Eigenerklärung zu § 19 MiLoG  
Anlage 5 –  Bewertungsraster Eignung 
Anlage 6 –  Bewertungsraster Wirtschaftlichkeit 
Anlage 7  Vertrag  
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▌ Der Bewerber/die Bewerberin/das Mitglied der Bewerbergemeinschaft/der 
Unterauftragnehmer/die Unterauftragnehmerin erklärt, dass er/sie nicht von der Teilnahme 
an einem Vergabeverfahren auszuschließen ist, weil eine Person, deren Verhalten nach § 123 
Abs. 3 GWB analog dem Unternehmen zuzurechnen ist, rechtskräftig verurteilt oder gegen 
das Unternehmen eine Geldbuße nach § 30 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
rechtskräftig festgesetzt worden ist wegen einer Straftat nach:  


• § 129 des Strafgesetzbuches (Bildung krimineller Vereinigungen), § 129a des 
Strafgesetzbuches (Bildung terroristischer Vereinigungen), § 129b des Strafgesetzbuches 
(kriminelle und terroristische Vereinigungen im Ausland) (§ 31 UVgO i.V.m. § 123 Abs. 1 
Nr. 1 GWB analog).  


• § 89c des Strafgesetzbuchs (Terrorismusfinanzierung) oder wegen der Teilnahme an einer 
solchen Tat oder wegen der Bereitstellung oder Sammlung finanzieller Mittel in Kenntnis 
dessen, dass diese finanziellen Mittel ganz oder teilweise dazu verwendet werden oder 
verwendet werden sollen, eine Tat nach § 89a Absatz 2 Nummer 2 des Strafgesetzbuchs zu 
begehen (§ 31 UVgO i.V.m. § 123 Abs. 1 Nr. 2 GWB analog).  


• § 261 des Strafgesetzbuchs (Geldwäsche; Verschleierung unrechtmäßig erlangter 
Vermögenswerte) (§ 31 UVgO i.V.m. § 123 Abs. 1 Nr. 3 GWB analog). 


• § 263 des Strafgesetzbuches (Betrug), soweit sich die Straftat gegen den Haushalt der 
Europäischen Gemeinschaften oder gegen Haushalte richtet, die von den Europäischen 
Gemeinschaften oder in deren Auftrag verwaltet werden (§ 31 UVgO i.V.m.  § 123 Abs. 1 
Nr. 4 GWB analog).  


• § 264 des Strafgesetzbuches (Subventionsbetrug), soweit sich die Straftat gegen den 
Haushalt der Europäischen Gemeinschaften oder gegen Haushalte richtet, die von den 
Europäischen Gemeinschaften oder in deren Auftrag verwaltet werden (§ 31 UVgO i.V.m. § 
123 Abs. 1 Nr. 5 GWB analog).  


• § 299 des Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und Bestechung im geschäftlichen Verkehr) (§ 
31 UVgO i.V.m. § 123 Abs. 1 Nr. 6 GWB analog). 


• § 108e des Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und Bestechung von Mandatsträgern) (§ 31 
UVgO i.V.m. § 123 Abs. 1 Nr. 7 GWB analog). 


• §§ 333 und 334 des Strafgesetzbuchs (Vorteilsgewährung und Bestechung), jeweils auch in 
Verbindung mit § 335a des Strafgesetzbuchs (Ausländische und internationale 
Bedienstete) (§ 31 UVgO i.V.m. § 123 Abs. 1 Nr. 8 GWB analog).  


Eigenerklärung zu § 31 UVgO i. V.m. 
§§ 123, 124 GWB analog 







• Artikel 2 § 2 des Gesetzes zur Bekämpfung internationaler Bestechung (Bestechung 
ausländischer Abgeordneter im Zusammenhang mit internationalem Geschäftsverkehr) (§ 
31 UVgO i.V.m. § 123 Abs. 1 Nr. 9 GWB analog).  


• §§ 232 und 233 des Strafgesetzbuchs (Menschenhandel) oder § 233a des Strafgesetzbuchs 
(Förderung des Menschenhandels) (§ 31 UVgO i.V.m. § 123 Abs. 1 Nr. 9 GWB analog). 
Einer Verurteilung nach diesen Vorschriften steht eine Verurteilung oder die Festsetzung 
einer Geldbuße nach vergleichbaren Vorschriften anderer Staaten gleich (analog  § 123 
Abs. 2 GWB). 
Das Verhalten einer rechtskräftig verurteilten Person ist einem Unternehmen 
zuzurechnen, wenn diese Person als für die Leitung des Unternehmens Verantwortlicher 
gehandelt hat; dazu gehört auch die Überwachung der Geschäftsführung oder die sonstige 
Ausübung von Kontrollbefugnissen in leitender Stellung (analog  § 123 Abs. 3 GWB). 


 
▌ Der Bewerber/die Bewerberin/das Mitglied der Bewerbergemeinschaft/der 


Unterauftragnehmer/die Unterauftragnehmerin erklärt, dass die Verpflichtungen zur 
Zahlung von Steuern und Abgaben sowie Beiträge zur gesetzlichen Sozialversicherung 
ordnungsgemäß erfüllt wurden (analog § 123 Abs. 4 GWB). 


▌ Der Bewerber/die Bewerberin/das Mitglied der Bewerbergemeinschaft/der 
Unterauftragnehmer/die Unterauftragnehmerin erklärt, dass keiner der in § 31 UVgO i.V.m. § 
124 GWB analog  genannten Fälle vorliegt, der einen Ausschluss eines Bewerbers/einer 
Bewerberin zur Teilnahme an einem öffentlichen Vergabeverfahren nach sich ziehen könnte.  


 


• Er/Sie hat bei der Ausführung öffentlicher Aufträge nachweislich nicht gegen geltende 
umwelt-, sozial- oder arbeitsrechtliche Verpflichtungen verstoßen  (§ 31 UVgO i.V.m. § 
124 Abs. 1 Nr. 1 GWB analog).  


• Er/Sie ist zahlungsfähig und es wurde über sein/ihr Vermögen kein Insolvenzverfahren 
oder ein vergleichbares gesetzliches Verfahren eröffnet, keine Eröffnung beantragt oder 
keiner dieser Anträge mangels Masse abgelehnt, er/sie befindet sich nicht in Liquidation 
oder hat seine/ihre Tätigkeit nicht eingestellt (§ 31 UVgO i.V.m. § 124 Abs. 1 Nr. 2 GWB 
analog).  


• Er/Sie hat im Rahmen seiner/ihrer beruflichen Tätigkeit nachweislich keine schwere 
Verfehlung begangen, die seine/ihre Integrität als Bewerber/Bewerberin in Frage stellt (§ 
31 UVgO i.V.m. § 124 Abs. 1 Nr. 3 GWB analog).  


• Er/Sie hat mit anderen Unternehmen keine Vereinbarungen getroffen, die eine 
Verhinderung, Einschränkung oder Verfälschung des Wettbewerbs bezwecken oder 
bewirken (§ 31 UVgO i.V.m. § 124 Abs. 1 Nr. 4 GWB analog).  


• Er/Sie unterliegt keinem Interessenskonflikt aufgrund der Teilnahme an diesem 
Vergabeverfahren (§ 31 UVgO i.V.m. § 124 Abs. 1 Nr. 5 GWB analog).  







• Er/Sie hat keine wesentliche Anforderung bei der Ausführung eines früheren öffentlichen 
Auftrags oder Konzessionsvertrags erheblich oder fortdauernd mangelhaft erfüllt, welches 
zu einer vorzeitigen Beendigung, zu Schadensersatz oder zu einer vergleichbaren 
Rechtsfolge geführt hat (§ 31 UVgO i.V.m. § 124 Abs. 1 Nr. 7 GWB analog).  


• Er/Sie hat in Bezug auf Ausschlussgründe und/oder Eignungskriterien keine 
schwerwiegende Täuschung begangen oder Auskünfte zurückgehalten und ist in der Lage 
die erforderlichen Nachweise zu übermitteln (§ 31 UVgO i.V.m. § 124 Abs. 1 Nr. 8 GWB 
analog).  


• Er/Sie hat nicht versucht, die Entscheidungsfindung des öffentlichen Auftraggebers in 
unzulässiger Weise zu beeinflussen, oder vertrauliche Informationen zu erhalten, durch 
die er/sie unzulässige Vorteile beim Vergabeverfahren erlangen könnte (§ 31 UVgO i.V.m. 
§ 124 Abs. 1 Nr. 9 lit. a),b) GWB analog).  


• Er/Sie hat nicht fahrlässig oder vorsätzlich irreführende Informationen übermittelt, die die 
Vergabeentscheidung des öffentlichen Auftraggebers erheblich beeinflussen könnten, 
oder solche Informationen zu übermitteln versucht (§ 31 UVgO i.V.m. § 124 Abs. 1 Nr. 9 
lit. c) GWB analog). 


 


(Name in Blockschrift) 


 


(Ort, Datum, Stempel, Unterschrift) 





		Eigenerklärung zu § 31 UVgO i. V.m. §§ 123, 124 GWB analog






Bewertungsraster Eignung


Anlage X
geforderter Nachweis/Referenz Bewertungskriterium Bewertungsschlüssel max. Punkt-


zahl
Gewichtung 
der 
Punktzahl


maximal 
erreichbare 
Punktzahl 
bzw. 
Nachweis 
liegt vor 
(ja/nein) 


Kurze Darstellung des sich bewerbenden Unternehmens/ 
der sich bewerbenden Institution (max. eine DIN A4 – 
Seite)


Darstellung schlüssig (10) -
Struktur nicht erkennbar (0)


10 1 10


Nennung der für das Unternehmen/die Institution 
verantwortlichen Person(en)


Nachweis liegt vor/ liegt nicht 
vor


Eigenerklärung zu § 31 UVgO i.V.m. §§ 123, 124 GWB 
analog


Nachweis liegt vor/ liegt nicht 
vor


Aktuelle Gewerbezentralregisterauskunft bzw. 
Eigenerklärung, dass nachweislich die Voraussetzungen 
für einen Ausschluss nach § 19 Abs. 1 MiLoG nicht 
vorliegen


Nachweis liegt vor/ liegt nicht 
vor


Mitteilung des Gründungsjahrs und Darstellung der 
Geschäftsentwicklung der letzten 3 abgeschlossenen 
Geschäftsjahre


Die Mitteilung des Gründungsjahrs und 
eine positive Geschäftsentwicklung 
liegen vor.


Trifft zu (10) - trifft nicht zu (0) 10 1 10


Nachweis über Betriebs-/ 
Berufshaftpflichtversicherungsdeckung bzw. 
Eigenerklärung, dass im Zuschlagsfall eine 
entsprechende Versicherung abgeschlossen wird


Nachweis liegt vor/ liegt nicht 
vor


Der Bewerber/Die Bewerberin hat Art und Umfang der 
Leistungen anzugeben, die er/sie an 
Unterauftragnehmer/innen übertragen will und diese 
spätestens vor Zuschlagserteilung namentlich zu 
benennen.


Nachweis ist nur bei beabsichtigter 
Übertragung auf Unterauftragnehmer zu 
erbringen.


Nachweis liegt vor/ liegt nicht 
vor


Angabe bei Bewerbergemeinschaften, welches Mitglied 
welche Aufgaben und Themenstellungen übernimmt 
sowie wer als zentrale Ansprechperson fungiert


Nachweis ist nur bei 
Bewerbergemeinschaften zu erbringen. 


Nachweis liegt vor/ liegt nicht 
vor


Bestätigung, dass das Angebot, die eventuelle 
Präsentation und die Auftragsleistung in deutscher 
Sprache erfolgen


Nachweis liegt vor/ liegt nicht 
vor


Übersicht in Form einer Liste über die in den letzten 3 
Jahren geleisteten wesentlichen Arbeiten (und 
Aktivitäten) mit Angaben des Auftragsgegenstandes, des 
Auftragswertes, der Leistungszeit und der Angabe der 
öffentlichen und privaten Auftraggeber


Aufträge in größerem Umfang wurden 
in den letzten 3 Jahren übernommen. 


Trifft zu (10) - trifft nicht zu (0) 10 3 30


Angabe der Namen und der beruflichen Qualifikation der 
Personen, die im Falle eines Zuschlags für den Auftrag 
zuständig sein werden


Umfangreiche personelle Kompetenzen Trifft zu (10) - trifft nicht zu (0) 10 3 30


Zusicherung, dass es bei Zuschlag eine feste 
Ansprechperson gibt und dass diese Person 
kontinuierlich zur Verfügung steht und bei personellen 
Veränderungen keine inhaltlichen und zeitlichen 
Probleme im Rahmen der Unterstützung entstehen


Die benannte Person steht 
kontinuierlich zur Verfügung; bei 
personellen Veränderungen entstehen 
keine inhaltlichen und zeitlichen 
Probleme. 


Trifft zu (10) - trifft nicht zu (0) 10 1 10


individuelle Referenzen Fundierte Erfahrungen Trifft zu (10) - trifft nicht zu (0) 10 2 20


Fundierte Erfahrungen Trifft zu (10) - trifft nicht zu (0) 10 2 20


Fundierte Erfahrungen Trifft zu (10) - trifft nicht zu (0) 10 1 10


Fundierte Erfahrungen Trifft zu (10) - trifft nicht zu (0) 10 3 30


Fundierte Erfahrungen Trifft zu (10) - trifft nicht zu (0) 10 3 30


Fundierte Erfahrungen Trifft zu (10) - trifft nicht zu (0) 10 1 10


Fundierte Erfahrungen Trifft zu (10) - trifft nicht zu (0) 10 3 30





		Tabelle1






Eigenerklärung zu § 19 Mindestlohngesetz  (MiLoG) 


Ich/wir erkläre/n, dass ich/wir in den letzten zwei Jahren nicht wegen Verstoßes nach § 21 MiLoG 
mit einer Geldbuße von wenigstens 2.500 € belegt worden bin/sind. 


Mir/uns ist bewusst, dass wissentlich falsche Angaben in den vorstehenden Erklärungen 


• meinen/unseren Ausschluss von der Auftragserteilung in Anwendung des § 31 UVgO
i.V.m. § 124 Abs. 1 Nr. 8 GWB analog


• im Falle der Auftragserteilung eine fristlose Kündigung des Vertrages


zur Folge haben können. 


(Name in Blockschrift) 


(Ort, Datum, Stempel, Unterschrift) 
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